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Die Erreichbarkeit des deutschen Ziels der Klimaneutralitat
steht und fallt mit der ausreichenden Verfligbarkeit von Strom
aus erneuerbaren Energien (EE). Der russische Angriffskrieg
auf die Ukraine und die damit einhergehenden Risiken fir die
Versorgung Deutschlands mit fossilen Energietragern machen
deutlich, dass der Ausbau der erneuerbaren Energien nicht
nur klimapolitisch geboten ist, sondern auch ein wichtiger stra-
tegischer Schlussel fur die deutsche Energiesicherheit ist. Vor
diesem Hintergrund wird die konsequente Weichenstellung
der Politik fir mehr Investitionen in erneuerbare Energien
noch wichtiger.

Bereits in diesem Jahrzehnt ist ein massiver Ausbau der er-
neuerbaren Energien in Deutschland erforderlich, vor allem
von Windkraft und Photovoltaik. Die direkte Elektrifizierung
von Teilen des Verkehrs und der Warmebereitstellung mittels
EE-Strom sowie der Einsatz von strombasiertem griinen Was-
serstoff und seiner Folgeprodukte im Flug-, Schiffs- und
Schwerlastverkehr oder in Teilen der Grundstoffindustrien sind
wesentliche Strategien zur Erreichung des Klimaneutralitats-
ziels in Deutschland, aber auch zur Verringerung der deut-
schen Importabhangigkeit von fossilen Energietragern. Zudem
ist eine weitere deutliche Steigerung der Energieeffizienz in al-
len Wirtschaftssektoren unverzichtbar, um den Flachendruck
durch die EE-Stromerzeugung im In- und Ausland zu reduzie-
ren und hohe EE-Anteile an der Stromversorgung tiberhaupt
erreichen zu kénnen.

Die Elektrifizierung und die Herstellung von griinem Wasser-
stoff werden den deutschen Strombedarf bis 2030 deutlich er-
héhen. Nach Planen der Bundesregierung soll bis 2030 der
EE-Anteil an der Bruttostromversorgung von derzeit 41 auf

80 % gesteigert werden. Um dieses Ziel erreichen zu kénnen,
mussen die Kapazitaten von Windenergie an Land verglichen
mit heute verdoppelt, die von Windenergie auf See und Photo-
voltaik nahezu vervierfacht werden — und dies innerhalb von
weniger als neun Jahren. Diese Zahlen verdeutlichen, vor wel-
cher enormen Kraftanstrengung Deutschland beim Ausbau
der erneuerbaren Energien steht. Das gegenwartige Tempo
beim Ausbau der erneuerbaren Energien muss massiv be-
schleunigt werden.

Die zentrale Herausforderung beim Windkraftausbau liegt in
der Flachenbereitstellung und der Sicherung der daftr

notwendigen Akzeptanz in der Bevolkerung. Bei der Solar-
energie muss insbesondere viel starker als bisher das grofl3e
ungenutzte Potenzial von PV-Dachanlagen erschlossen wer-
den. Hier braucht es zusatzliche Anreize flir Hauseigentiimer,
PV-Anlagen auf bestehenden oder neuen Gebauden zu er-
richten.

Um auch bei hohen Anteilen von wetterabhangigen erneuer-
baren Energien eine hohe Stromversorgungssicherheit ge-
wahrleisten zu konnen, miissen zudem der Stromnetzausbau
beschleunigt, der europaische Stromhandel ausgebaut sowie
die Flexibilisierung der Stromnachfrage und der Speicheraus-
bau vorangetrieben werden. Fur die Deckung der Residuallast
sind auRBerdem friihzeitig Investitionen in wasserstofffahige
Gaskraftwerke anzustoRen.

Strom aus erneuerbaren Energien bildet das Riickgrat des
Energiesystems in einem klimaneutralen Deutschland

Um schwerwiegende Folgen fur das Leben auf der Erde zu
vermeiden, sieht das im Jahr 2015 verabschiedete UN-Klima-
schutzabkommen von Paris vor, den Anstieg der globalen
Durchschnittstemperatur im Vergleich zum vorindustriellen Ni-
veau auf moglichst 1,5 Grad Celsius zu begrenzen. Immer
mehr Staaten stellen sich dieser Aufgabe. Neben der EU ha-
ben sich u. a. die G7-Lander — die bedeutendsten Industriena-
tionen der westlichen Welt — das Ziel gesetzt, ihre Treibhaus-
gasemissionen (THG) bis spatestens 2050 auf netto null zur
reduzieren. Deutschland hat im Juni 2021 im Lichte der Ver-
scharfung des EU-Treibhausgasminderungsziels 2030 und
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum
Schutz der Interessen zuklnftiger Generationen die im Bun-
des-Klimaschutzgesetz fixierten nationalen Zielvorgaben noch
einmal neu justiert. Demnach sollen die deutschen THG-Emis-
sionen bis zum Jahr 2030 um 65 % ggii.1990 reduziert (Stand
2021: -38,7 %') und bereits im Jahr 2045 Klimaneutralitat er-
reicht werden, finf Jahre friiher als urspriinglich geplant.

Klimaneutralitat erfordert einen weitgehenden Verzicht auf den
Einsatz von fossilen Brenn- und Kraftstoffen und damit einen
grundlegenden Umbau des gegenwartigen Energiesystems.
Vorliegende Langfristszenarien fiir ein klimaneutrales
Deutschland zeigen, dass die Energieversorgung perspekti-
visch im Wesentlichen auf zwei Energietragern beruhen wird:
auf Strom aus erneuerbaren Energien (EE) und auf grinem
Wasserstoff, der aus erneuerbar hergestelltem Strom erzeugt
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wird. EE-Strom bildet damit das Riickgrat des zukunftigen
Energiesystems. Die direkte Elektrifizierung von Teilen des
Verkehrs und der Warmebereitstellung in Gebauden und In-
dustrie sowie die indirekte Elektrifizierung durch den Einsatz
von grinem Wasserstoff und seinen Folgeprodukten in
schwer direkt elektrifizierbaren Endnutzungsbereichen — wie
z. B. im Flug-, Schiffs- und Schwerlastverkehr oder in Teilen
der Grundstoffindustrien — sind wesentliche Strategien zur Er-
reichung des Klimaneutralitdtsziels in Deutschland. Elektroau-
tos, Warmepumpen, die Elektrolyse von Wasserstoff und eine
COz-arme Industrieproduktion werden den Ausbaubedarf von
erneuerbaren Energien im Stromsektor deutlich erhéhen.

Ausbau der erneuerbaren Energien zugleich ein wichtiger
Schliissel fiir die Energiesicherheit Deutschlands

Der Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine hat die hohe
Energieimportabhangigkeit Deutschlands von fossilen Ener-
gierohstoffen ins Bewusstsein gerufen. Knapp 70 % des deut-
schen Primarenergiebedarfs wurden im Jahr 2020 durch Im-
porte gedeckt, wobei dieser Wert seit der Jahrtausendwende
nahezu unveréandert blieb.? Bis auf die heimische Braunkohle
und die erneuerbaren Energien wird die Mehrheit der in
Deutschland eingesetzten Energietrager fast vollstandig aus
dem Ausland bezogen. Bei Mineraldl betrug im Jahr 2020 die
Importquote 98 %, bei Erdgas 89 %, bei Steinkohle 93 % und
bei Uran 100 %.3 Bei Mineraldl, Erdgas und Steinkohle ist
Russland bisher der mit Abstand wichtigste Lieferant: Importe
aus Russland machten im Jahr 2020 rund 55 % der gesamten
deutschen Erdgasimporte aus, 57 % der Steinkohleimporte
und 34 % der Roholimporte.* Der Blick auf diese Zahlen
macht deutlich, dass der Ausbau der erneuerbaren Energien
nicht nur klimapolitisch geboten ist, sondern auch ein wichtiger
Schlissel fur die Verringerung der deutschen Importabhangig-
keit von fossilen Energietragern und damit fiir die Energiever-
sorgungssicherheit Deutschlands ist. Gerade die Elektrifizie-
rung der Warmebereitstellung und des Verkehrs auf Basis er-
neuerbarer Energien kann mittelfristig einen grofen Beitrag
zur Reduzierung der Importabhangigkeit von fossilen Brenn-
und Kraftstoffen leisten.

Das Jahr 2030 stellt einen wichtigen Meilenstein auf dem Weg
zur Klimaneutralitat in Deutschland dar. Welche Weichenstel-
lungen sind im Stromsektor bis dahin notwendig, um das deut-
sche Treibhausgasminderungsziel fir 2030 und perspektivisch
das Langfristziel der Klimaneutralitat erreichen zu kénnen?
Wie viel EE-Strom wird bis 2030 benétigt und wie kann dieser
Bedarf sicher gedeckt werden? Antworten hierzu kann der
Vergleich von Studien liefern, in denen mdgliche Transformati-
onspfade fir ein klimaneutrales Deutschland bis 2045 be-
schrieben werden. Im Rahmen der vorliegenden Analyse wer-
den folgende Studien in den Vergleich einbezogen:

— Von Agora Energiewende, Agora Verkehrswende und Stif-
tung Klimaneutralitdt beauftragte Studie ,Klimaneutrales
Deutschland 2045 (verdffentlicht im April 2021, erstellt von
Prognos, Oko-Institut und Wuppertal Institut fiir Klima, Um-
welt, Energie): Die Studie erhebt den Anspruch, einen aus
Kostensicht und unter Berticksichtigung der Umsetzbarkeit
optimierten Transformationspfad zur Erreichung der Kii-
maneutralitat bis 2045 abzubilden.

— Von der Deutschen Energieagentur (dena) im Oktober 2021
verdffentlichte Studie ,dena-Leitstudie Aufbruch Klimaneut-
ralitét” (erstellt in Zusammenarbeit mit einem Gutachter-
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Team bestehend aus mehr als zehn Instituten sowie Einbe-
zug der Expertise von Vertretern aus Wirtschaft und Politik):
Gemal den Studienautoren beschreibt das Hauptszenario
,100 Prozent Klimaneutralitat® (KN100) als robust und mog-
lich erachtete Transformationspfade. Bei der Auswahl der
Technologiepfade wurde keine Kostenoptimalitat vorausge-
setzt. Der aus den gewahlten Technologiepfaden resultie-
rende Energiebedarf wird jedoch kostenoptimal gedeckt.

— Vom Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI und der
Boston Consulting Group (BCG) im Oktober 2021 veréffent-
lichte Studie ,Klimapfade 2.0" (unter Einbezug der Expertise
von rund 80 Unternehmen und Industrieverbanden): Nach
Angaben der Autoren werden in der Studie die nach heuti-
gem Wissensstand volkswirtschaftlich kostenglinstigsten
Transformationspfade abgebildet.

In allen ausgewahlten Studien werden mit den abgebildeten
Transformationspfaden sowohl das deutsche THG-Minde-
rungsziel 2030 (-65 % ggu. 1990) als auch Netto-Treibhaus-
gasneutralitat im Jahr 2045 erreicht. Im Folgenden werden der
Einfachheit halber die Bezeichnungen Agora, dena und BDI
verwendet, um die Ergebnisse der jeweiligen Studien zu dis-
kutieren. Aktuelle energie- und klimapolitische Festlegungen
der Bundesregierung werden bei der Analyse ebenfalls be-
rucksichtigt.

Trotz unterschiedlicher Annahmen und Akzente hinsichtlich
der Technologieausrichtung in den betrachteten Transformati-
onspfaden Iasst sich mit Blick auf die notwendigen Entwick-
lung im Stromsektor bis zum Jahr 2030 wesentliche Gemein-
samkeiten ableiten:

Substanzielle Steigerung der Energieeffizienz unverzicht-
bar fiir hohe Anteile erneuerbarer Energien im Stromsek-
tor

Alle drei Studien setzen eine deutliche Senkung des Endener-
gieverbrauchs bis 2030 voraus — also der Energiemenge, die
bei den Verbrauchern als Strom, Warme, Brenn- oder Kraft-
stoff zum Einsatz kommt. Verglichen mit dem Vor-Corona-
Jahr 2019 sieht die dena mit 21 % die groRten realisierbaren
Energieeinsparpotenziale bis 2030, gefolgt von Agora mit

17 % und BDI mit 12 %. Die energetische Gebaudesanierung
und effizientere Gerate und Industrieanlagen sind wichtige An-
satzpunkte fir die Reduzierung des Energieverbrauchs. Einen
mafgeblichen Beitrag zur Senkung der Energienachfrage wird
auch die Elektrifizierung von Teilen der Warmebereitstellung
und des Verkehrs leisten. Hintergrund ist, dass die Nutzung
von Strom in vielen Anwendungsbereichen — wie z. B. in Form
von Elektromobilitdt und Warmepumpen — eine deutlich bes-
sere Umwandlungseffizienz im Vergleich zu den fossilen Alter-
nativen aufweist.® Durch Senkung des Energieverbrauchs
kénnen schneller héhere Anteile erneuerbarer Energien an
der Energieerzeugung erreicht und damit die Dekarbonisie-
rung des Energiesektors beschleunigt werden. Gleichzeitig
fuhren Effizienzsteigerungen in der Summe zu geringeren Zu-
baubedarfen fiir regenerative Energietrager im Stromsektor
und reduzieren damit den Flachendruck, der insbesondere mit
dem Ausbau von Windenergie an Land und PV-Freiflachenan-
lagen in Deutschland einhergeht.

Aus der vom Bundesministerium fur Wirtschaft und Klima-
schutz (BMWK) im Januar 2022 vorgelegten ,Eréffnungsbilanz
Klimaschutz® geht hervor, dass das Ministerium flr die Errei-
chung des THG-Minderungsziels 2030 eine Absenkung des



Endenergieverbrauchs von 20 bis 25 % fiir erforderlich halt.6
Angesichts der Tatsache, dass der Endenergieverbrauch in
Deutschland zwischen 2008 und 2019 nur um 2 % zurlickge-
gangen ist,” wird deutlich, dass das gegenwartige Tempo der
Steigerung der Energieeffizienz in allen Sektoren des Energie-
verbrauchs erheblich beschleunigt werden muss. Dabei ist
auch der Herausforderung zu begegnen, dass erzielte Effizi-
enzgewinne durch technische Energieeffizienzverbesserun-
gen in der Vergangenheit zu gro3en Teilen durch Energie-
mehrverbrauche resultierend aus Wirtschaftswachstum, stei-
gende Verkehrsleistung, veranderten Lebens- und Konsumge-
wohnheiten sowie Bevdlkerungswachstum kompensiert wur-
den.®

Strombedarf steigt bis 2030 durch Elektrifizierung um bis
zu 40 % an

Da die direkte Elektrifizierung von Teilen des Verkehrs und
der Warmebereitstellung eine vergleichsweise kostengtinstige
Option zur THG-Minderung ist, nimmt sie in allen Szenarien
eine wichtige Rolle ein. Entsprechend steigt in allen Transfor-
mationspfaden der inlandische Strombedarf bis 2030 deutlich
an (Grafik 1). Elektrische Warmepumpen gewinnen bei der
Warmebereitstellungen in Gebauden und batterieelektrische
Fahrzeuge im StralRenverkehr zunehmend an Bedeutung. In
der Industrie entstehen neue Strombedarfe durch Elektrifizie-
rung der Prozesswarmebereitstellung und den Einstieg in die
strombasierte Dampferzeugung. Dabei wirkt die angenom-
mene verbesserte Energieeffizienz in den Verbrauchssektoren
in allen Studien dampfend auf den Anstieg der Stromnach-
frage. Darlber hinaus tragt auch der Hochlauf der inlandi-
schen Wasserstoffproduktion mittels Elektrolyse zum vermehr-
ten Strombedarf bei. Insgesamt bewegt sich in den betrachte-
ten Transformationspfaden der berechnete Nettostrombedarf
im Jahr 2030 in einer Bandbreite von 594 bis 722 TWh. Vergli-
chen mit dem Jahr 2019 bedeutet dies einen Anstieg um 17
bis 42 %. Der Nettostrombedarf bildet den Verbrauch durch
Stromnutzungen bei den Letztverbrauchern ab. Werden zu-
satzlich Stromverbrauche bei der Energieumwandlung in den
Kraftwerken sowie Netz- und Speicherverluste berlicksichtigt,
bewegt sich der berechnete Bruttostrombedarf im Jahr 2030 in
den Szenarien zwischen 640 und 790 TWh. Zum Vergleich:
Das BMWK rechnet bis 2030 mit einem Bruttostrombedarf von
rund 750 TWh und liegt damit mit seiner Schatzung innerhalb
der Bandbreite der betrachteten Studien.®

Die grofte Schwankungsbreite der Nettostrombedarfe zwi-
schen den einzelnen Szenarien ergibt sich aus unterschiedli-
chen Annahmen zu den realisierbaren Energieeffizienzpoten-
zialen, dem Grad der Elektrifizierung in den einzelnen Ver-
brauchssektoren sowie der unterstellten inlandischen Wasser-
stoffproduktion. Agora und BDI sehen beispielsweise in ihren
Szenarien die Notwendigkeit, die Anzahl der zugelassenen
vollelektrischen Pkw von derzeit rund 0,6 auf 14 Mio. bis 2030
zu steigern. Dena kalkuliert mit einem Bestand von 9,1 Mio.
Elektrofahrzeugen. Im Koalitionsvertrag der Bundesregierung
wurde jingst die Zielmarke von 15 Mio. vollelektrischen Pkw
ausgegeben. Bei den elektrischen Warmepumpen zur Warme-
erzeugung in Gebauden gehen Agora und BDI von einem er-
forderlichen Anstieg von derzeit gut 1,2 auf 6 Mio. Einheiten
bis 2030 aus. Mit 4,1 Mio. Warmepumpen rechnet die
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Grafik 1: Nettostrombedarf* 2030 in Deutschland (in TWh)
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*Der Nettostrombedarf bildet den Verbrauch durch Stromanwendungen bei den
Endverbrauchern ab (ohne Kraftwerkseigenverbrauch, Ubertragungs- und Netz-
verluste). Unter der Rubrik Gebaude ist der gesamte Strombedarf der privaten
Haushalte und der Sektoren Gewerbe, Handel und Dienstleistungen subsumiert.

Quellen: BDEW, Agora, dena, BDI, eigene Berechnungen.

dena auch hier mit einem geringeren realisierbaren Ausbau-
tempo. Auffallig ist dariiber hinaus, dass der BDI im Vergleich
zu den beiden anderen Studien mit einem deutlich héheren
Strombedarf in der Industrie bis Ende dieses Jahrzehnts rech-
net (294 TWh versus 214 /263 TWh). Berticksichtigt wird da-
bei vom BDI auch der zusatzliche Strombedarf durch den Be-
trieb von Batteriefabriken, die als industrielle Grofl3verbraucher
in Deutschland in den nachsten Jahren neu hinzukommen
(Strombedarf 2030: 15 TWh).

Deutliche Unterschiede zwischen den Studien gibt es auch
bezuglich des notwendigen inlandischen Strombedarfs fir die
Herstellung von griinem Wasserstoff und seiner Folgepro-
dukte. Dass die BDI-Studie auch hier den groRten Strombe-
darf ausweist (68 TWh versus 30/14 TWh), ist im Wesentli-
chen auf die Annahme zuriickzufihren, dass der im Jahr 2030
in Deutschland bendtigte griine Wasserstoff komplett inlan-
disch erzeugt wird. Hingegen unterstellen Agora und dena aus
Wirtschaftlichkeitsgriinden Importquoten von 70 bzw. 85 %,
wodurch der Strombedarf fir die Erzeugung von Wasserstoff
groftenteils im Ausland anfallen wiirde. Daraus lasst sich
schlieRen, dass die Autoren der BDI-Studie im Gegensatz zu
Agora und dena nicht davon ausgehen, dass es gelingt, in we-
niger als neun Jahren nennenswerte Importstrukturen fir gri-
nen Wasserstoff, inkl. der daflir in den Lieferlandern notwendi-
gen EE-Erzeugungs- und Elektrolysekapazitaten sowie der
Transportinfrastruktur, aufzubauen. Agora geht im Jahr 2030
von einer inlandischen Elektrolysekapazitat zur Herstellung
von grinem Wasserstoff in Hohe von 10 GW aus, welches der
neuen Zielsetzung der Bundesregierung geman Koalitionsver-
trag entspricht. Die dena-Studie plant noch mit 5 GW. BDI
macht in seiner Studie keine explizite Angabe zu den notwen-
digen inlandischen Elektrolysekapazitdten. Abgeleitet aus den
Angaben zu den im Inland produzierten Wasserstoffmengen,
Iasst sich jedoch ein erforderlicher Kapazitatsaufbau von rund
20 GW bis 2030 berechnen. Daruber hinaus sieht der BDI im
Gegensatz zu Agora und dena zuséatzlich eine — wenngleich
geringe — Inlandsproduktion von wasserstoffbasierten synthe-
tischen Brenn- und Kraftstoffen im Jahr 2030 vor (z. B. Metha-
nol, synthetisches Kerosin). Die Herstellung von grinem Was-
serstoff sowie seiner Folgeprodukte ist mit hohen Energie-
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umwandlungsverlusten verbunden und entsprechend stromin-
tensiv. Dies ist auch ein wichtiger Grund dafir, dass der BDI
im Studienvergleich in der Summe den hdchsten inlandischen
Nettostrombedarf im Jahr 2030 veranschlagt (722 TWh).

Insgesamt erwarten die vorliegenden Szenarien im Jahr 2030
einen inlandischen Bedarf an griinen Wasserstoff und seinen
Folgeprodukten in Héhe von rund 64 bis 100 TWh. Dies
schlielt auch die stoffliche Nutzung im Industriesektor ein

(z. B. Einsatz von synthetischem Ammoniak im Chemiesek-
tor). Die gréRten Bedarfe stellen sich allerdings in allen Stu-
dien erst nach 2030 ein. Bis 2030 geht es vor allem darum,
den Markthochlauf von grinem Wasserstoff anzustolRen sowie
die Produktions- und Transportkapazitaten im In- und Ausland
aufzubauen.

Bereits bis 2030 massiver Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien zur Stromversorgung erforderlich

Der Dekarbonisierung des Stromsektors kommt eine Schlis-
selrolle zu. Einerseits produziert dieser mit Strom den wich-
tigsten Energietrager, der fur die Dekarbonisierung der ande-
ren Wirtschaftssektoren benétigt wird. Gleichzeitig ist er aktu-
ell einer der gré3ten Emittenten von Treibhausgasemissionen
in Deutschland. Rund 45 % der aktuellen Stromerzeugung in
Deutschland basiert noch auf die Verbrennung von fossilen
Energietragern.’® Nur wenn der Strom klimafreundlich produ-
ziert wird, kdnnen die mit der Elektrifizierung und der Nutzung
von Wasserstoff erhofften positiven Klimaschutzeffekte erzielt
und die Energiesicherheit durch Verringerung der Energieim-
portabhangigkeit von fossilen Energietragern erhdht werden.
Der Szenarienvergleich zeigt, dass der Stromsektor bereits
mit Blick auf 2030 vor einem groRen Umbruch steht:

— EE-Stromerzeugung bis 2030 mindestens verdoppeln:
Um das Klimaschutzziel fur das Jahr 2030 erreichen und
den steigenden Strombedarf decken zu kdnnen, muss die
Nettostromerzeugung aus erneuerbaren Energien von rund
234 TWh im Jahr 2019 auf 435 bis 517 TWh im Jahr 2030
gesteigert werden (Grafik 2). Der Handlungsdruck fiir den
Ausbau der erneuerbaren Energien wird auch dadurch er-
hoht, dass die letzten drei Atomkraftwerke bis Ende dieses

Grafik 2: Nettostromerzeugung* 2030 in Deutschland (in TWh)
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* Ohne Speicher und Stromaustauschsaldo mit dem Ausland;

Die Nettostromerzeugung ist die von Stromerzeugungsanlagen abgegebene
elektrische Energie, also die Bruttostromerzeugung abziiglich der Kraftwerksei-
genverbrauche.

Quellen: AG Energiebilanzen, Agora, dena, BDI, eigene Berechnungen.

Seite 4

Jahres vom Netz gehen und deren Stromproduktion kom-
pensiert werden muss. Auf Kernenergie entfielen im vergan-
genen Jahr noch rund 12 % der Stromerzeugung.!" Gemes-
sen am Bruttostromverbrauch halten die Studienautoren ei-
nen Anstieg des EE-Anteils bis 2030 von derzeit 41 auf

68 % (dena, BDI) bis 69 % (Agora) fir erforderlich.'? Die
Bundesregierung strebt mit 80 % einen noch deutlich héhe-
ren EE-Anteil am Bruttostromverbrauch an. Bezogen auf
den vom BMWK im Jahr 2030 erwarteten Bruttostrombedarf
muss zur Zielerreichung des 80 %-Anteils die EE-Stromer-
zeugung im Jahr 2030 auf rund 600 TWh gesteigert wer-
den.'® Damit liegt der EE-Strombedarf nochmals 16 bis

38 % hoher als die in den Transformationspfaden zugrunde
gelegten EE-Stromerzeugungsmengen. Ein Erklarungs-
grund fir das ehrgeizigere Ziel der Bundesregierung kénnte
sein, dass bereits deutlich friher als bislang geplant Treib-
hausgasneutralitat im Stromsektor erreicht werden soll. Der
aktuelle Entwurf zur Novelle des Erneuerbare-Energien-Ge-
setzes (EEG 2023) sieht vor, dass ab dem Jahr 2035 der
Strom nahezu vollstandig aus erneuerbaren Energien stam-
men soll.'* Damit soll der EE-Ausbau konsequent auf den
1,5-Grad-Klimaschutzpfad ausgerichtet werden. Mit Blick
auf die aktuellen Verwerfungen auf den Energierohstoff-
markten lasst sich mit einem héheren EE-Anteil zudem
schneller die Energieimportabhangigkeit von fossilen Ener-
gietragern bei der Stromerzeugung verringern.

— Wind und Sonne dominieren die EE-Stromerzeugung:

Um den steigenden EE-Strombedarf bedienen zu kdnnen,
wird in den betrachteten Transformationspfaden rund eine
Verdopplung der gegenwartigen installierten elektrischen
EE-Gesamtleistung in Deutschland bis 2030 fir notwendig
gehalten (Grafik 3). Mit Blick auf die verfligbaren EE-Poten-
ziale und die glinstigsten Stromgestehungskosten wird er-
wartet, dass der zusatzlich bendtigte EE-Strom Uiberwie-
gend aus Windkraft- und Photovoltaikanlagen kommen
wird. Die in Deutschland installierte PV-Leistung steigt in
den Szenarien von aktuell 59 GW auf 131 bis 150 GW. Bei
Windenergie an Land wird ein Anstieg der Kapazitat von
derzeit 56 GW auf 80 bis 98 GW bis 2030 angenommen,
bei Windkraft auf See von aktuell 8 GW auf 23 bis 28 GW.

Grafik 3: Installierte elektrische EE-Leistung 2030 in Deutsch-
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Quellen: Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik, Agora, dena, BDI.



Das Wasserkraftpotenzial in Deutschland gilt als bereits
weitgehend ausgeschdpft. Alle drei Studien sehen daher le-
diglich den Erhalt der bestehenden Wasserkraftkapazitaten
vor. Biomasse verliert bei der Stromerzeugung tendenziell
an Bedeutung, deutlicher zu sehen ist diese Entwicklung al-
lerdings erst nach 2030. Das in Deutschland begrenzt ver-
fugbare Biomassepotenzial wird bei Agora und BDI auf
lange Sicht vorrangig in der Industrie eingesetzt, allein die
dena-Studie sieht auch im Jahr 2045 in annahernd glei-
chem Umfang wie heute den Einsatz von Biomasse in der
Stromerzeugung vor.

— EE-Ausbautempo sofort und massiv beschleunigen: Da
die Bundesregierung verglichen mit den betrachteten Trans-
formationspfaden ein anspruchsvolleres EE-Ausbauziel bis
2030 verfolgt, plant der Bund entsprechend einen héheren
Zubaubedarf bei Windkraft und Solarenergie ein. Geman
des von der Bundesregierung im April 2022 vorgelegten
,Osterpakets” zur Beschleunigung des EE-Ausbaus soll die
installierte Leistung von Windenergie an Land bis 2030 auf
115 GW gesteigert werden, bei Windenergie auf See auf
30 GW und bei Photovoltaik auf 215 GW."®> Bemerkenswert
ist insbesondere der im Vergleich zu den Szenarien starke
weitere Zubaubedarf der Solarenergie.

Die Ausbauziele machen deutlich, vor welcher enormen
Kraftanstrengung Deutschland beim Ausbau der erneuerba-
ren Energien steht: Die Kapazitaten von Windenergie an
Land sollen verglichen mit dem Stand von Ende 2021 ver-
doppelt, die von Windenergie auf See und Photovoltaik na-
hezu vervierfacht werden — und dies innerhalb von weniger
als einem Jahrzehnt. Mit dem bisherigen Ausbautempo der
Erneuerbaren sind die Ziele nicht zu erreichen. So wurden
in den letzten funf Jahren im Durchschnitt nur 2,4 GW
Windkraftanlagen an Land pro Jahr zugebaut. In den ver-
bleibenden neun Jahren bis 2030 musste zur Zielerreichung
die durchschnittliche jahrliche Zubaurate rund 6,5 GW be-
tragen (Grafik 4). Bei Photovoltaik misste ab jetzt pro Jahr
durchschnittlich 17,3 GW Solarkapazitat ausgebaut werden.
In den vergangenen finf Jahren waren es im Schnitt

3,6 GW (Grafik 5). Bedenklich ist, dass gerade der Ausbau
der Windenergie an Land — das bisherige Zugpferd der
Energiewende — in den letzten Jahren ins Stocken geraten
ist. Bei Windenergie auf See ist im Jahr 2021 kein einziges
neues Windrad ans Netz gegangen. Allein bei der Photovol-
taik war in den letzten Jahren ein kontinuierlicher Anstieg
bei den jahrlichen Ausbauraten zu verzeichnen.

THG-Minderungsziel 2030 macht friiheren Kohleausstieg
als geplant notwendig

Der Ausstieg aus der Kohleverstromung ist ein zentraler Bau-
stein zur Bekdmpfung der globalen Klimakrise. Das im Jahr
2020 beschlossene Kohleausstiegsgesetz sieht vor, die Koh-
leverstromung in Deutschland schrittweise zu verringern und
bis spatestens Ende 2038 ganz zu beenden. Im Jahr 2021
entfielen noch gut 28 % der Stromproduktion auf die Verbren-
nung von Kohle (Braunkohle 19 %, Steinkohle 9 %)."® Alle be-
trachteten Transformationspfade kommen zum Ergebnis, dass
zur Erreichung des verscharften THG-Minderungsziels 2030
der Kohleausstieg beschleunigt werden muss. Agora und BDI
halten einen vollstandigen Kohleausstieg bereits bis 2030 fur
erforderlich. Auch bei der dena spielt Kohle flr die Strompro-
duktion im Jahr 2030 verglichen mit heute nur noch eine ge-
ringe Rolle. Kohlekraftwerke sollen aber bis mindestens 2035
noch im Netz bleiben und vor allem eine Backup-Funktion flr
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die Aufrechterhaltung einer sicheren Stromversorgung tber-
nehmen.

Die Bundesregierung strebt gemaR Koalitionsvertrag einen
beschleunigten Kohleausstieg idealweise bis 2030 an und halt
auch angesichts der derzeitigen Debatte um die Energiesi-
cherheit Deutschlands an diesem Ziel fest.'” Allerdings ist da-
mit zu rechnen, dass ein deutlich friiherer Kohleausstieg unter
dem Vorbehalt der Gewahrleistung einer weiterhin hohen
Stromversorgungssicherheit steht und auch von den Fort-
schritten beim Ausbau der erneuerbaren Energien abhangig
sein dirfte. Diskutiert wird zudem, Kohlekraftwerke, die neu
vom Netz gehen, fiir eine Ubergangszeit in der Reserve zu
halten, die nur bei einem drohenden Stromversorgungseng-
pass zum Einsatz kamen.

Grafik 4: Bruttozubau Windenergie an Land in den letzten funf
Jahren und bendtigter jahrlicher Zubau bis 2030 fir nationales
Ausbauziel (in GW)
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* Vereinfachte Berechnungsweise: Die Differenz aus Ausbauziel 2030 und Anla-
genbestand zum 31.12.2021 wurde gleichmaRig auf die Jahre 2022-2030 ver-
teilt, ohne Berlicksichtigung des Ersatzbedarfs fur alte Windkraftanlagen, die
zwischenzeitlich vom Netz gehen. Entwurf der EEG-Novelle sieht anwachsende
jahrliche Ausbaurate auf bis zu 10 GW vor.

Quellen: BWE, BMWK, eigene Berechnungen.
Grafik 5: Bruttozubau Photovoltaik in den letzten flinf Jahren

und bendtigter jahrlicher Zubau bis 2030 fur nationales Aus-
bauziel (in GW)
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genbestand zum 31.12.2021 wurde gleichmaRig auf die Jahre 2022-2030 ver-
teilt, ohne Berlicksichtigung des Ersatzbedarfs fiir alte Photovoltaikanlagen, die
zwischenzeitlich vom Netz gehen. Entwurf der EEG-Novelle sieht anwachsende
jahrliche Ausbaurate auf bis zu 22 GW vor.

Quellen: Agora, BWS, BMWK, eigene Berechnungen.
Das jungst von der EU beschlossene Embargo gegen russi-

sche Steinkohleimporte, welches im August 2022 in Kraft tre-
ten soll, durfte keine Auswirkung auf die Stromersorgungs-
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sicherheit Deutschlands haben. Wie das BMWK in seinem
~Fortschrittsbericht Energiesicherheit® vom Marz 2022 mit-
teilte, wird ein GrofRteil der Betreiber von Kraftwerken bis zum
Friihsommer ganzlich auf russische Steinkohle verzichten
bzw. stark reduzieren. Steinkohleimporte kdnnen in wenigen
Monaten vollstandig durch andere Lieferlander ersetzt wer-
den. Es gibt einen gut funktionierenden Weltmarkt. Zudem
kénnten Braunkohlekraftwerke bei einer verringerten Strom-
produktion mittels Steinkohle einspringen.

Ausbau von wasserstofffahigen Gaskraftwerken weiterhin
erforderlich ...

In allen betrachteten Transformationspfaden kommt Erdgas
eine wichtige Bruickenfunktion auf dem Weg zu einer klima-
neutralen Stromversorgung zu. Da ein vorgezogener Kohle-
ausstieg nicht schnell genug durch den Ausbau der erneuer-
baren Energien kompensiert werden kann, nimmt in allen Sze-
narien die Stromproduktion mittels Erdgas bis 2030 deutlich
zu (von 87 TWh im Jahr 2019 auf 134 bis 194 TWh im Jahr
2030). Erdgas gilt im Allgemeinen als weniger klimaschadlich
als Kohle. Der Anteil von Erdgas an der Stromerzeugung
wirde dadurch von derzeit 15 %8 auf 22 bis 26 % bis 2030
ansteigen. Die in Deutschland installierte Gaskraftwerksleis-
tung betrug Ende 2021 rund 30 GW."® Agora und dena gehen
davon aus, dass fiir einen vorgezogenen Kohleausstieg eine
Kapazitat steuerbarer Gaskraftwerke von insgesamt 43 GW
bzw. 47 GW bis 2030 notwendig ist. Die vom BDI erstellte Stu-
die rechnet sogar damit, dass aus Griinden der Versorgungs-
sicherheit Gaskraftwerke mit einer installierten Leistung von
insgesamt 74 GW bendtigt werden. Mit Blick auf das Langfrist-
ziel der Klimaneutralitdt im Jahr 2045 sind sich jedoch alle Ak-
teure darin einig, dass neue Gaskraftwerke so gebaut werden
mussen, dass sie spater auch komplett mit klimafreundlichem
Wasserstoff betrieben werden kdnnen. Bei Agora werden be-
reits im Jahr 2030 geringe Strommengen mithilfe von grinem
Wasserstoff hergestellt (8 TWh). Bei dena und BDI ist erst ab
Ende der 2030er-Jahre der schrittweise Einsatz von Wasser-
stoff in der Stromproduktion vorgesehen.?® 2045 sind mit Was-
serstoff betriebene Gaskraftwerke vor allem Back-up-Kraft-
werke, die in sonnen- und windschwachen Zeiten mit geringer
EE-Stromproduktion eingesetzt werden.

... Aktuelle Gaspreiskrise und geopolitische Unsicherhei-
ten erfordern jedoch eine Neubewertung der Rolle von
Erdgas als Briickentechnologie

Die aktuellen hohen Gaspreise sowie die hohe Energieim-
portabhangigkeit Deutschlands von russischen Erdgasimpor-
ten werden sicherlich zu einer Neubewertung der Rolle des
Erdgases als Briickentechnologie auf dem Weg zu einer kli-
maneutralen Stromversorgung fiihren. Mit Blick auf das THG-
Minderungsziel 2030 und zur Deckung der Spitzenlast am
Strommarkt wird man allerdings auf den weiteren Zubau von
Gaskraftwerken mittelfristig nicht verzichten kénnen. Darauf
deuten die Ergebnisse der Transformationsstudien hin. Je-
doch sollten MaRnahmen ergriffen werden, um den Erdgas-
verbrauch bei der Stromerzeugung maoglichst gering zu halten.
Konkrete Anknlipfungspunkte, die auch bereits auf politischer
Ebene diskutiert werden, sind:

— Verstarkte Anstrengungen zur Hebung von Energieeffi-
zienzpotenzialen in allen Verbrauchssektoren kdnnen den
Strombedarf fiir die Elektrifizierung und damit den Ausbau-
bedarf von Stromerzeugungskapazitaten deutlich reduzie-
ren.
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— Verglichen mit den betrachteten Transformationsstudien
stellt das von der Bundesregierung vorgesehene hohere
EE-Ausbauziel von 80 % am Bruttostromverbrauch den
groften Hebel zur Reduktion des Erdgasbedarfs bei der
Stromerzeugung dar.

— Auch koénnten Erdgaskraftwerke friher auf griinen Wasser-
stoff umgestellt werden. Daflir musste allerdings der Markt-
hochlauf von griinem Wasserstoff deutlich beschleunigt
werden. Um neue Abhangigkeiten zu vermeiden, sollte des-
sen Bezug von Anfang an diversifiziert gestaltet werden.

— Neben einer weiteren Steigerung der Energieeffizienz kann
auch die Flexibilisierung der Stromnachfrage die Einsatzzei-
ten von Gaskraftwerken verringern. Durch eine zeitliche
Verschiebung der Stromnachfrage entsprechend des Ange-
bots von EE-Strom kénnen Nachfragespitzen in Zeiten ge-
ringer EE-Stromerzeugung reduziert und entsprechend die
Einsatzzeiten von Gaskraftwerken vermindert werden. Flexi-
bilitatspotenziale bieten z. B. die strombasierte Warmebe-
reitstellung durch Einsatz von Warmepumpen in Kombina-
tion mit Warmespeichern oder das zeitgesteuerte Laden
von Elektroautos.

— Schlief3lich wird es auch darum gehen, méglichst schnell
die Bezugsquellen von Erdgas zu diversifizieren, um zu
starke Abhangigkeiten von einzelnen Lieferlandern zu redu-
Zieren.

Um kurzfristig den Gasverbrauch in der Stromerzeugung zu
reduzieren, wird als weitere Option die Laufzeitverlangerung
der drei noch bestehenden Atomkraftwerke in der Offentlich-
keit diskutiert. Nach Abwagung von Nutzen und Risiken spre-
chen sich BMWK und das Bundesministerium fir Umwelt und
Verbraucherschutz dagegen aus. GemaR Analyse der beiden
Ministerien ware der Mehrwert einer Laufzeitverlangerung
auch angesichts der aktuellen Gaskrise sehr begrenzt, und
dies zum Preis sehr hoher Kosten, verfassungsrechtlicher und
sicherheitstechnischer Risiken. Ein Substitution von Erdgas in
der Stromerzeugung wiirde kaum stattfinden, da Gaskraft-
werke bei sehr hohen Gaspreisen aktuell ohnehin nur selten
zur reinen Stromerzeugung eingesetzt werden. Etwaige
Stromversorgungsengpasse konnten zudem durch Aktivierung
von Steinkohlekraftwerken in der bereits vorhandenen Netzre-
serve sowie durch Verlangerung der Sicherheitsbereitschaft
von bereits vom Netz genommenen Braunkohlekraftwerken
Uberbriickt werden.?!

Deutschland wird bis 2030 zum Nettostromimporteur

Alle drei Transformationspfade zeigen, dass Deutschland im
Jahr 2030 auf den Nettoimport von Strom aus anderen euro-
paischen Landern angewiesen sein wird — auch wenn nur zu
geringen Anteilen (3 bis 7 % des inlandischen Nettostrombe-
darfs 2030). Dies stellt einen Paradigmenwechsel im Ver-
gleich zur gegenwartigen Situation dar: seit 2003 hat Deutsch-
land durchgangig mehr Strom exportiert als importiert — auch
begiinstigt durch Uberkapazitaten im fossilen Kraftwerks-
park.??

MaBRnahmen zur Gewahrleistung einer hohen Stromver-
sorgungssicherheit vorantreiben

Entscheidend flr die Versorgungssicherheit und die Stabilitat
des Stromsystems ist, dass neben dem Vorhandensein von
ausreichenden Stromerzeugungskapazitaten zu jeder Zeit
Stromnachfrage und Stromangebot im Einklang stehen.
Deutschland verfugt im internationalen Vergleich weiterhin



Uber eine hohe Versorgungssicherheit im Stromsektor. Der
steigende Anteil dezentraler EE-Erzeugungsleistung und die
Abschaltung von Atomkraftwerken hatten bislang keine negati-
ven Auswirkungen auf die Stromversorgungsqualitat in
Deutschland.?® Um die Auswirkungen der griinen Transforma-
tion auf die Sicherheit der Stromversorgung stets genau im
Blick zu haben, fiihrt die Bundesnetzagentur ein kontinuierli-
ches Monitoring durch. Darlber hinaus hat der Gesetzgeber
den vergangenen Jahren bereits eine Vielzahl von Absiche-
rungsinstrumenten entwickelt, damit in méglichst allen Eng-
passsituationen ausreichend gesicherte Kraftwerkskapazitat
zur Verfiigung steht. Dazu gehért die Netzreserve zur Uber-
windung von moglichen Engpassen im Stromnetz sowie die
Kapazitatsreserve und Sicherheitsbereitschaft, um Versor-
gungssicherheit selbst in auergewdhnlichen und nicht vor-
hersehbaren Extremsituationen zu garantieren. Dazu werden
bestehende (meist fossile) Erzeugungsanlagen, Speicher oder
Lasten aufderhalb des Strommarkts vorgehalten und bei Be-
darf auf Anweisung der Ubertragungsnetzbetreiber eingesetzt.

n

Mit zunehmender Stromeinspeisung von wetterabhangigen,
fluktuierenden erneuerbaren Energien und dem Riickgang
konventioneller Kraftwerksleistung bedarf es weiterer Maf3-
nahmen, um stets Stromnachfrage und -angebot in Einklang
bringen zu kdénnen:

— Stromnetzausbau in Deutschland — sowohl auf Ubertra-
gungs- als auch Verteilnetzebene — beschleunigen: Der
Ausbau des Ubertragungsnetzes ist u. a. erforderlich, um
Windstrom aus Nord- und Ostdeutschland in die ver-
brauchsstarken Regionen in Stid- und Westdeutschland
transportieren zu kénnen. Um eine Uberlastung der Strom-
netze durch Aufnahme des dezentral erzeugten EE-Stroms
zu verhindern, ist zudem der Ausbau auf regionaler Verteil-
netzebene voranzubringen.

— Europaischen Stromhandel ausbauen: Der grenziiber-
schreitende Stromhandel kann dazu beitragen, wetterbe-
dingte Schwankungen von Wind- und Solarstrom sowie un-
terschiedliche landerbezogene Lastprofile Gber Europa hin-
weg besser auszugleichen (z. B. Nutzung norwegischer
Wasserkraft bei Windflaute in Deutschland). Dadurch sind
in der Summe deutlich weniger Stromerzeugungskapazita-
ten in Europa erforderlich, als wenn jedes Land autark seine
Versorgungssicherheit gewahrleisten musste. Grundlage
hierfur ist allerdings der Ausbau einer grenziberschreiten-
den Netzinfrastruktur in Europa.

— Flexibilisierung der Stromnachfrage zum Ausgleich
schwankender EE-Stromerzeugung vorantreiben (Last-
steuerung): Wie bereits oben ausgefiihrt, kbnnen durch
eine zeitliche Verschiebung der Stromnachfrage entspre-
chend des Angebots von EE-Strom zum einen Belastungs-
spitzen im Stromnetz in Zeiten geringer EE-Stromerzeu-
gung reduziert und zum anderen Abregelungen von EE-An-
lagen bei Erzeugungsspitzen erneuerbarer Energien verrin-
gert werden.

— Einsatz von Energiespeichern forcieren: Mit Speichern
kann ein Teil des Uberschiissigen produzierten Stroms aus
volatilen erneuerbaren Energien aufgenommen und in Zei-
ten mit hoher Energienachfrage wieder bereitgestellt wer-
den. Sie bieten also die Méglichkeit, Erzeugung und Ver-
brauch zeitlich zu entkoppeln. Zu nennen sind hier z. B.
Stromspeicher, wie zentrale GroRRbatteriespeicher oder
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Heimspeicher in Kombination mit PV-Anlagen in Haushal-
ten. In manchen Szenarien sind Power-to-Heat-Technolo-
gien (z. B. mit Strom betriebene Groffwarmepumpen) in
Kombination mit Warmespeichern und -netzen zentrale Ele-
mente fir die Aufnahme von Uberschissigen EE-Strom.

— Regelbare Reservekraftwerke als Backup vorhalten: Fir
die Deckung der Residuallast und die Sicherung der Netz-
stabilitat missen auch langfristig regelbare Reservekraft-
werke vorgehalten werden. In den betrachteten Transforma-
tionspfaden Ubernehmen vornehmlich Gaskraftwerke diese
Rolle, in denen im Zeitverlauf in steigenden Anteilen griiner
Wasserstoff eingesetzt wird (siehe oben).

Bei allen beschriebenen MaRnahmen ist festzustellen, dass
das derzeitige Marktumfeld und der regulatorische Rahmen
bisher nicht die erforderliche Dynamik erzeugen, um entspre-
chende Investitionen bzw. Aktivitaten in ausreichendem Aus-
mal} anzustofien. Es bedarf hierfur wie schon beim Ausbau
der erneuerbaren Energien weiterer politischer Weichenstel-
lungen.

Zum Schluss ein Blick auf die Kosten

Das zentrale Steuerungsinstrument fiir den EE-Ausbau im
Stromsektor ist das im Jahr 2000 in Kraft getretene und seit-
dem mehrfach novellierte Erneuerbare-Energien-Gesetz
(EEG). Kernelemente des EEG sind der Einspeisevorrang von
EE-Strom ins Stromnetz sowie die garantierte Einspeisevergi-
tung fUr den eingespeisten Strom — in der Regel fur 20 Jahre.
Diese Grundprinzipien bieten den Investoren in neue Erneuer-
bare-Energien-Anlagen eine hohe Planungs- und Investitions-
sicherheit. Die entstehenden Foérderkosten durch die Gber
dem Borsenstrompreis liegende EEG-Vergitung wurden bis-
lang von den Energieversorgern als ,EEG-Umlage” auf den
Strompreis umgelegt und von den Stromverbrauchern getra-
gen. Ab 1. Juli 2022 wird die EEG-Umlage abgeschafft und
die EEG-Forderkosten vollstandig aus dem Bundeshaushalt
getragen. Angesichts der derzeit hohen Energiepreise soll
dies zu einer spurbaren Entlastung von Letztverbrauchern bei
den Stromkosten flihren sowie auch die Elektrifizierung wie

z. B. der Warmebereitstellung attraktiver machen.

Fir 2022 gehen Prognosen aus dem Oktober 2021 von EEG-
Forderkosten in Hohe von insgesamt rund 20 Mrd. EUR aus.?
Angesichts der mittlerweile stark gestiegenen Borsenstrom-
preise durften die tatsachlichen EEG-Férderkosten geringer
ausfallen. In den kommenden Jahren wird mit einem weiteren
fallenden Trend der EEG-Férderausgaben gerechnet. Fir
diese Entwicklung gibt es im Wesentlichen drei Griinde:?®

— EEG-Anlagen der friihen Jahre, die noch eine vergleichs-
weise hohe Einspeisevergitung erhalten haben, erreichen
seit 2021 nach und nach das Ende ihrer 20-jahrigen Forder-
dauer. Der Kostenrucksack des EEG wird dadurch immer
geringer.

— Steigende CO2-Preise im europaischen Emissionshandel
fur fossile Stromerzeugungsanlagen stabilisieren den Bor-
senstrompreis auf einem héheren Niveau. Damit erzielen
erneuerbare Energien an der Strombdrse hohere Markter-
I6se und die notwendige Fordersumme im EEG sinkt. Aktu-
ell fihren auch die stark gestiegenen Preise fur fossile
Energietrager zu héheren Strompreisen und damit zu einem
geringeren EEG-Férderbedarf.
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— Die Stromgestehungskosten von EEG-Neuanlagen sind in
den letzten Jahren deutlich gesunken, entsprechend sind
die EEG-Vergutungssatze stark zurlickgegangen (Beispiel
Einspeisevergiitung PV-Anlage bis 10 kWp: 57 ct/kWh im
Jahr 2004, aktuell 6,6 ct/kWh). Im Gegensatz zu friheren
Jahren fihrt daher auch ein deutlich beschleunigter Ausbau
der erneuerbaren Energien nicht zu nennenswerten EEG-
Kostensteigerungen. Neu installierte Anlagen haben in den
letzten Jahren nur etwa ein Prozent der Kosten der EEG-
Umlage ausgemacht.

Die Hohe des Endkundenpreises wird neben dem Einkaufs-
preis im Stromhandel von vielfaltigen Faktoren — u. a. staatli-
che Komponenten wie Abgaben und Steuern — beeinflusst.
Hier sind folgende Grundlinien erkennbar: Die Einsparung
durch die Abschaffung der EEG-Umlage durfte mittelfristig
zum Teil durch héhere Umlagen fiir den Stromnetzausbau und
das Vorhalten von Reservekraftwerken kompensiert werden.
An der Strombdrse hat der EE-Ausbau eine preissenkende
Wirkung. Am Strommarkt kommen zuerst die Erzeugungsan-
lagen mit den geringsten variablen Kosten zum Zug (,Merit-
Order“). Da EE-Anlagen in der Regel keine Brennstoffe bend-
tigen (Ausnahme Biomasse), sind deren variablen Kosten
nahe null und verdrangen damit immer haufiger Spitzenlast-
kraftwerke mit hoheren Brennstoffkosten aus dem Markt, wie
z. B. Steinkohle- und Gaskraftwerke. Preisrisiken konnen sich
ergeben, wenn es in den nachsten zehn Jahren nicht gelingt,
den Wegfall von Atomstrom und Kohlekraftwerken durch ei-
nen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien zu
kompensieren — zumal auch mit einer steigenden Stromnach-
frage durch die Elektrifizierung der Sektoren Verkehr, Ge-
b&ude und Industrie zu rechnen ist. Sollte eine Okostromliicke
entstehen, missten zum Ausgleich vermehrt teurere fossile
(Reserve)Kraftwerke einspringen oder Strom importiert wer-
den.

Fazit und Handlungsbedarf

Die Erreichbarkeit des Ziels der Treibhausgasneutralitat steht
und fallt mit der ausreichenden Verfligbarkeit von Strom aus
erneuerbaren Energien. Dabei ist bereits in diesem Jahrzehnt
ein massiver Ausbau der erneuerbaren Energien in Deutsch-
land erforderlich, vor allem von Windkraft und Photovoltaik.
Die zentrale Herausforderung liegt in der Flachenbereitstel-
lung und der Sicherung der dafiir notwendigen Akzeptanz in
der Bevolkerung. Um hohe EE-Anteile an der Stromerzeugung
erreichen zu kénnen und den Flachendruck durch den EE-
Ausbau zu reduzieren, ist zudem eine deutliche Senkung des
Energieverbrauchs in Deutschland unverzichtbar.

Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine hat zu erheblichen
Risiken fir die Energieversorgungssicherheit Deutschlands
und zu stark steigenden und starker fluktuierenden Preisen
bei den fossilen Energietragern gefiihrt. Vor diesem Hinter-
grund wird die konsequente Weichenstellung der Politik fir
mehr Investitionen in erneuerbare Energien und Energieeffizi-
enz noch wichtiger — fir die Energiesicherheit Deutschlands,
aber auch um einer unsicherheitsbedingten

Investitionszuriickhaltung bei der notwendigen Transformation
Richtung Klimaneutralitat entgegenzuwirken.

Das Tempo beim Ausbau der erneuerbaren Energien muss
massiv beschleunigt werden. Handlungsbedarf besteht vor al-
lem in den folgenden Bereichen:

— Windenergie: Der wichtigste Grund flr den stockenden
Ausbau von Windenergie an Land ist, dass raumplanerisch
zu wenig Flachen fir die Windenergienutzung ausgewiesen
werden. Wichtige Grinde hierfir sind u. a. pauschale Min-
destabstande einzelner Bundeslander zur Wohnbebauung,
Widerstande in der lokalen Bevolkerung sowie grof3zuigige
Abstandsregelungen zu Wetterradar- und Navigationsanla-
gen im Luftverkehr. GemaR Koalitionsvertrag plant die Bun-
desregierung die gesetzliche Verankerung des Ziels, dass
2 % der Landesflache fur die Windenergienutzung bereitge-
stellt werden missen. Derzeit stehen faktisch laut Angaben
des BMWK nur 0,5 % der Landesflache fiir die Windener-
gienutzung zur Verfugung. Um hier voranzukommen, bedarf
es auch der Kooperationsbereitschaft der Bundeslander
und der lokalen Bevolkerung. Bei Windenergie auf See gilt
es ebenfalls Losungen fur Nutzungskonflikte zu finden, ins-
besondere mit militidrischen Nutzungen (z. B. Ubungsge-
biete von Kriegsschiffen, U-Boote und Kampfflugzeugen).

— Photovoltaik: Das groRRe Potenzial fiir PV-Dachanlagen
wird bei weitem noch nicht ausgeschopft — dies gilt insbe-
sondere in den Stadten. Hier braucht es zusatzliche Anreize
fur Hauseigentimer, PV-Anlagen auf bestehenden oder
neuen Gebauden zu errichten. GemaR Koalitionsvertrag soll
eine PV-Plicht fir gewerbliche Neubauten festgeschrieben
werden, bei privaten Neubauten soll es zur Regel werden.

— Stromversorgungssicherheit: Fir die Gewahrleistung ei-
ner hohen Stromversorgungssicherheit miissen der Strom-
netzausbau beschleunigt, der europaische Stromhandel
ausgebaut sowie die Flexibilisierung der Stromnachfrage
und der Speicherausbau vorangetrieben werden. Fir die
Deckung der Residuallast sind auerdem friihzeitig Investi-
tionen in wasserstofffahige Gaskraftwerke anzustoRen.

— Planungs- und Genehmigungsverfahren: Die aktuell lan-
gen Planungs- und Genehmigungsverfahren bei Infrastruk-
turvorhaben gefahrden die Erreichung der Klimaziele. Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren missen daher deutlich
beschleunigt werden, dies gilt insbesondere beim Wind-
kraft- und Stromnetzausbau. Auch bundeseinheitliche Vor-
gaben fir den Artenschutz kdnnen den EE-Ausbau erleich-
tern.

https://twitter.com/KfW

Oder abonnieren Sie unseren kostenlosen E-Mail-Newsletter,
und Sie verpassen keine Publikation: https://www.kfw.de/KfW-
Konzern/Service/KfW-Newsdienste/Newsletter-Research/

"Vgl. Umweltbundesamt, BMWK (2022), Gemeinsame Pressemitteilung von 15.03.2022 , Treibhausgasemissionen stiegen 2021 um 4,5 Prozent*, zugegriffen (iber:

Treibhausgasemissionen stiegen 2021 um 4,5 Prozent | Umweltbundesamt.

2Vgl. BMWK, Zahlen und Fakten: Energiedaten (Stand 20.01.2022).

3 Vgl. ebenda.
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Fokus Volkswirtschaft

4Vgl. Agora Energiewende (2022), Energiesicherheit und Klimaschutz vereinen — Mafinahmen fiir den Weg aus der fossilen Energiekrise.
5 Vgl. Ariadne-Projekt, Pathfinder, zugegriffen iber: https://pathfinder.ariadneprojekt.de/ (Stand 09.02.2022).

8 Vgl. BMWK (2022), Eréffnungsbilanz Klimaschutz, zugegriffen tiber: Eréffnungsbilanz Klimaschutz (bmwi.de).

7Vgl. BMWK, Zahlen und Fakten: Energiedaten (Stand 20.01.2022).

8 Vgl. Briggemann, A. (2018), Wie energieeffizient ist Deutschland?, Fokus Volkswirtschaft Nr. 213, KfW Research.

? Vgl. Gesetzentwurf der Bundesregierung (2022), Entwurf eines Gesetzes zu Sofortmafnahmen fiir einen beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Enegien und
weitere Mafinahmen im Stromsektor (Stand 06.04.2022), zugegriffen Uber: Microsoft Word - 04 EEG 2023.docx (bmwi.de).

9Vgl. AG Energiebilanzen e.V. (AGEB), Strommix 2021 (Datenstand Marz 2022), zugegriffen tiber: STRERZ 2021(Febr2022) web_1.xlsx (ag-energiebilanzen.de).

"Vgl. ebenda.

12 Stand 2021: vgl. AG Energiebilanzen (2022), a. a. O.; BDI-Wert (iberschlégig berechnet, da in der Studie keine explizite Angabe dazu.
8 Vgl. Gesetzentwurf der Bundesregierung (2022), a. a. O..

4 Vgl. ebenda.

5 Vgl. ebenda.

6 \gl. AG Energiebilanzen e.V. (2022), a. a. O..

7Vgl. Ergebnis des Koalitionsausschusses vom 23. Marz 2022, MaRnahmenpaket des Bundes zum Umgang mit den hohen Energiekosten, zugegriffen tiber: mass-
nahmenpaket-des-bundes-zum-umgang-mit-den-hohen-energiekosten.pdf (bmwi.de).

8 Vgl. AG Energiebilanzen e.V. (2022), a. a. O..
“ BDEW (2022), Die Energieversorgung 2021 — Jahresbericht.
20 vgl. VDMA (2021), Vergleich Nationaler Klimastudien.

21 vVgl. BMWK/BMUV (2022), Priifung des Weiterbetriebs von Atomkraftwerken aufgrund des Ukraine-Kriegs, zugegriffen (iber: Microsoft Word - Priifung Laufzeit-
verlangerung_final (bmwi.de).

22 vgl. BDEW (2021), Stromerzeugung und -verbrauch (Daten und Grafiken), zugegriffen tiber: 20211210 _D_Stromerzeugung1991-2021.pdf (bdew.de).

23 Vgl. Bundesnetzagentur (2020), Pressemitteilung vom 23.08.2021 ,Versorgungsunterbrechungen Strom 2020%, zugegriffen iiber: Bundesnetzagentur - Presse -
Versorgungsunterbrechungen Strom 2020.

2 Vgl. BMWi (2021), EEG-Umlage 2022: Fakten & Hintergriinde.

25 vgl. Agora Energiewende (2021), Das Ende der EEG-Umlage ist zum Greifen nah, zugegriffen tiber: Blog - Das Ende der EEG-Umlage ist zum Greifen nah (agora-
energiewende.de).
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https://www.agora-energiewende.de/blog/das-ende-der-eeg-umlage-ist-zum-greifen-nah/#:~:text=Die%20EEG%2DUmlage%20f%C3%BCr%202022,k%C3%B6nnte%20sie%20bereits%20abgeschafft%20werden.&text=Die%20EEG%2DUmlagenprognose%20steht%20bevor.

	Klimaneutralität und Energiesicherheit
	Strom aus erneuerbaren Energien bildet das Rückgrat des Energiesystems in einem klimaneutralen Deutschland
	Ausbau der erneuerbaren Energien zugleich ein wichtiger Schlüssel für die Energiesicherheit Deutschlands
	Substanzielle Steigerung der Energieeffizienz unverzichtbar für hohe Anteile erneuerbarer Energien im Stromsektor
	Strombedarf steigt bis 2030 durch Elektrifizierung um bis zu 40 % an
	Bereits bis 2030 massiver Ausbau der erneuerbaren Energien zur Stromversorgung erforderlich
	THG-Minderungsziel 2030 macht früheren Kohleausstieg als geplant notwendig
	Ausbau von wasserstofffähigen Gaskraftwerken weiterhin erforderlich …
	… Aktuelle Gaspreiskrise und geopolitische Unsicherheiten erfordern jedoch eine Neubewertung der Rolle von Erdgas als Brückentechnologie
	Deutschland wird bis 2030 zum Nettostromimporteur
	Maßnahmen zur Gewährleistung einer hohen Stromversorgungssicherheit vorantreiben
	Zum Schluss ein Blick auf die Kosten
	Fazit und Handlungsbedarf


